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Stadt Klütz

Beschlussvorlage

Federführend:
FB II Bau- und Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

SV Klütz/13/7477
öffentlich
30.05.2013
Maria Schultz

B- Plan Nr. 28 der Stadt Klütz Wohngebiet am Lindenring
hier: Aufstellungsbeschluß und Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluß
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klütz
Stadtvertretung Klütz

Sachverhalt:
Die Stadt Klütz verfügt über den rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 28 für das 
Plangebiet. Im Zusammenhang mit der Realisierung der Umgehungsstraße wurden 
entsprechende Voraussetzungen für die Entwicklung des Baugebietes geschaffen. 
Da nun die örtliche Situation mit Herstellung des Kreisverkehrs, Lärmschutzanlagen 
und der verbleibenden örtlichen Situation vor Ort sichtbar ist, wird überprüft, eine 
anderweitige Zufahrt von der Wismarschen Straße in das Plangebiet zu realisieren. 
In diesem Zusammenhang wird eine Zufahrt von der Wismarschen Straße auf Höhe 
der    Gasreglerstation überprüft. Alternativ soll eine weitere Zufahrtsmöglichkeit über 
die Anbindung am Lindenring, deshalb auch Ergänzung des Bebauungsplanes, 
überprüft werden. Dies wird planungsrechtlich im Aufstellungsverfahren mit 
betrachtet. 
Im Zusammenhang mit der Aufstellung des Bebauungsplanes sind somit die 
Auswirkungen einer verkehrlichen Zufahrt auf die Gasreglerstation, die Regelung der 
Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers, die Inanspruchnahme des 
Straßenverkehrsraumes, die Anforderungen der Feuerwehr und die Anforderungen 
an die Löschwasserversorgung mit zu betrachten. 
Bisherige Untersuchungen haben ergeben, dass bei einer neuen und zusätzlichen 
Zufahrt, die nicht die Anbindung an den Lindenring nutzt, die Zufahrt nur aus 
Richtung Stadt zum Zwecke der Entsorgung als Ein- und Ausfahrt möglich ist. Aus 
Richtung Kreisverkehr ist die Ein- und Ausfahrt für Müllfahrzeuge nicht realisierbar, 
sofern nicht anderweitig Flächen für die Zufahrt gesichert werden können. 
Im Rahmen des Aufstellungsverfahrens ist die Anbindung an den Lindenring zu 
überprüfen. 
Die Überprüfung der verkehrlichen Anbindung von der Wismarschen Straße ist 
erfolgt. Unter Berücksichtigung der geringen zur Verfügung stehenden Fläche und 
der schwierigen städtebaulichen Einordnung wird empfohlen, die verkehrliche 
Anbindung über die bisher im Plan festgesetzten Straßenverkehrsflächen zu sichern.

Die Stadt Klütz beabsichtigt die Aufstellung des Bebauungsplanes im Verfahren der 
Innenentwicklung nach § 13a BauGB. 
Der Bebauungsplan soll als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt werden. Es wird von der Durchführung 
einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB abgesehen. Eine Vorprüfung des 
Einzelfalls ist aufgrund der geringen Größe der Flächen nicht erforderlich. 
Maßgebliche Flächen sind bereits planungsrechtlich geregelt. Das Verfahren der 
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Innenentwicklung wird angewendet, um die die Ergänzungsflächen mit zu 
betrachten. 
Die verkehrliche Anbindung an das Verkehrsnetz des Lindenringes ist mit zu 
überprüfen.
Unter Berücksichtigung der konkreten städtebaulichen Situation und der Wertung der 
noch zur Verfügung stehenden Flächen ist beabsichtigt, den Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes Nr. 28 im nordwestlichen Bereich um Flächen zu ergänzen. Eine 
ergänzende Bebauung von der geplanten Haupterschließungsstraße auf den 
Flächen zwischen der Feuerwehr und der vorhandenen Bebauung ist zu überprüfen. 
Dabei ist zu untersuchen, inwiefern noch Freiflächen für die Feuerwehr zu erhalten 
sind und inwiefern die zur Verfügung stehenden Flächen für eine Neubebauung 
genutzt werden können. Planungsziel ist es, die vorhandene Wohnbebauung zu 
ergänzen.
Auswirkungen auf die umgebende Bebauung sind mit zu untersuchen. 
Unter Berücksichtigung der Diskussion im Bauausschuss wird der Vorentwurf für die 
Abstimmung mit den Behörden und der Öffentlichkeit und die Erstellung des 
Entwurfs genutzt.

 
Beschlussvorschlag:

1. Die Stadtvertretung der Stadt Klütz fasst den Beschluss über die Aufstellung der 
Satzung über die 1. Änderung und Ergänzung des Bebauungsplanes Nr. 28 der Stadt 
Klütz für das Wohngebiet am Lindenring – Ergänzung des Wohngebietes.
Der Geltungsbereich der Satzung über die 1. Änderung und Ergänzung des 
Bebauungsplanes Nr. 28 liegt im Norden bzw. Nordosten der Stadt Klütz. 
Das Plangebiet wird wie in Anlage 1 dargestellt, begrenzt: 

 im Norden durch Flächen des Gewerbegebietes und der Telekom,
 im Westen durch vorhandene Bebauung entlang des vorhandenen 

Wohngebietes im Lindenring und die Zufahrtsstraße Lindenring 
von der Wismarschen Straße,

 im Osten durch die Umgehungsstraße,
 im Süden durch die Wismarsche Straße.

Planungsziele:
Zusätzliche Einbindung von Flächen der Festwiese zwischen Feuerwehr und 
vorhandener Bebauung am Lindenring in das Plangebiet.

2. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 
Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB aufgestellt. Hierauf ist in der ortsüblichen Bekanntmachung des 
Aufstellungsbeschlusses hinzuweisen.

3. Bei der ortsüblichen Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 13a 
Abs. 3 Nr. 2 BauGB ist darüber zu informieren, wo sich die Öffentlichkeit über die 
allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der Planung 
unterrichten kann und dass sich die Öffentlichkeit innerhalb einer bestimmten Frist 
zur Planung äußern kann. 

4. Die Vorentwürfe der Planzeichnung und der Begründung werden für das 
Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 BauGB gebilligt.

5. Mit den Vorentwürfen der Planzeichnung und der Begründung sind die maßgeblichen 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zu 
beteiligen. Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig über die 
Planungsziele zu unterrichten.
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6. Der Beschluss ist gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

 
Finanzielle Auswirkungen:

 
Anlagen:
Plangebiet

 

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung
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Stadt Klütz

Beschlussvorlage

Federführend:
FB II Bau- und Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

SV Klütz/13/7474
öffentlich
30.05.2013
Maria Schultz

B- Plan Nr.: 31 1. und 2. Teil
hier: verkehrliche Erschließung
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klütz
Stadtvertretung Klütz

Sachverhalt:
Die Stadt Klütz stellt für den Bereich an der Straße An der Bamburg und der 
Umgehungsstraße Bauleitungsplanungen auf. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde zunächst für den B-Plan Nr. 31 gefasst. 
Der Geltungsbereich wurde wie folgt definiert.
nordöstlich: durch vorhandene Wohnbebauung,
südöstlich: durch die Landesstraße, Umgehungsstraße,
westlich: durch vorhandene Wohnbebauung an der Bamburg und 
Garagen. 

Im Geltungsbereich des B-Planes ist ein Projekt des DRK vorgesehen. Unter 
Berücksichtigung der Eilbedürftigkeit des Projektes unter Inanspruchnahme von 
Fördermitteln wurde der Bebauungsplan in 2 Teilbereiche gegliedert. 

Im Bebauungsplan Nr. 31 - 1. Teil wird das Projekt des DRK planungsrechtlich 
vorbereitet. 
Im Bebauungsplan Nr. 31 – 2. Teil werden Voraussetzungen für die weitere 
Wohnentwicklung in der Stadt Klütz geschaffen. 

Die städtebaulichen Konzepte für beide Bebauungspläne, die in einem engen 
zeitlichen Rahmen aufgestellt werden, wurden abgestimmt. Darüber hinaus sollten 
die Überlegungen für den Parkplatz für das Schloß mit in die Überlegungen 
einbezogen werden. 

Der für die Verkehrsuntersuchung zu betrachtende Bereich befindet sich somit für die 
Untersuchungen der Auswirkungen der Bebauungspläne Nr. 31 – 1. Teil und Nr. 31 – 
2. Teil  zwischen:
- Schloßstraße im Westen
- Wismarscher Straße im Norden, 
- und Umgehungsstraße im Osten und Südosten.

Abhängig von der gesamtstädtischen Betrachtung des örtlichen und überörtlichen 
Verkehrs wird der Fokus für die Auswirkungen der beabsichtigen Bebauung An der 
Bamburg auf diesen südöstlichen Quadranten des Stadtgebietes gerichtet. 

Die Auswirkungen des zusätzlich induzierten Verkehrsaufkommens und der neuen 
Straßen auf das bereits vorhandene Straßenverkehrsnetz ist zu überprüfen. 
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Voraussetzung für die gesamtheitliche Betrachtung ist die Beurteilung des 
städtebaulichen Konzeptes. 

- unter Würdigung des Bestandes an Straßen und Wegen,
- der Leistungsfähigkeit des vorhandenen Straßen- und Wegenetzes und 
- der Funktionsfähigkeit.

Belange des fließenden und des ruhenden Verkehrs und der Fußgänger und 
Radfahrer sind in die Betrachtungen mit einzubeziehen. 

Voraussetzung für die Bearbeitung ist eine konkrete Bestandsaufnahme zum 
vorhandenen Straßen- und Wegenetz. Dabei sind vorhandene Untersuchungen, zum 
Beispiel Straßenkataster / Unterlagen, die im Zusammenhang mit der 
Haushaltsplanung erstellt wurden, einzubeziehen. Voraussetzung für eine weitere 
Anbindung an die Ortsumgehung gemäß Empfehlung des Bauausschusses wäre die 
Abstimmung mit der zuständigen Straßenverkehrsbehörde, dem Straßenbauamt 
Schwerin. 

Die Stadt Klütz fasst den Beschluss zur Erstellung eines entsprechenden Konzeptes. 
Unter Berücksichtigung der Bewertung der Bestandssituation werden konzeptionelle 
Überlegungen entwickelt, um ein zukunftsweisenden Konzept zu erstellen. 

 
Beschlussvorschlag:

1. Die Stadt fasst den Beschluss zur Erstellung eines Verkehrskonzeptes für den 
Bereich zwischen Schloßstraße, Wismarscher Straße und Umgehungsstraße.

2. Planungsziele / Planungsaufgabe
o Aufnahme des Bestandes. 
o Bewertung des Bestandes. 
o Beurteilung der Verkehrsmengen. 
o Überlagerung des vorhandenen Verkehrsaufkommens / der 

vorhandenen Verkehrsmengen mit den neu induzierten 
Verkehrsmengen.

o Entwicklung eines Konzeptes unter Beurteilung des Bestandes und der 
zukünftig prognostizierten Verkehrsbewegungen. 

3. Mit der Bearbeitung wird das Planungsbüro Mahnel, Rudolf-Breitscheid-Straße 
11, 23936 Grevesmühlen, beauftragt. 

 
Finanzielle Auswirkungen:
noch nicht bekannt

 
Anlagen:
Luftbild

 

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung
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Stadt Klütz

Beschlussvorlage

Federführend:
FB II Bau- und Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

SV Klütz/13/7445
öffentlich
15.05.2013
Richter, Ilona

Beschluss der Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt 
Klütz
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klütz
Stadtvertretung Klütz

Sachverhalt:
Mit Inkrafttreten des Gesetzes des Landes Mecklenburg- Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz - NaSchAG M-V) vom 
23.02.2010, § 18 haben sich die gesetzlichen Bestimmungen für gesetzlich geschützte 
Bäume geändert. Die für die Stadt Klütz derzeitig erlassene Baumschutzsatzung entspricht 
nicht den gesetzlichen Vorschriften.
Durch die Stadt Klütz kann nur noch über Baumfällungen in Hausgärten, mit Ausnahme von 
Eichen, Ulmen, Platanen, Linden und Buchen entschieden werden.
Mit Inkrafttreten des Gesetzes wurden durch viele Gemeinden in M-V die 
Baumschutzsatzungen aufgehoben.
Durch die Verwaltung wird empfohlen, eine den rechtlichen Bestimmungen geltende 
Baumschutzsatzung zu erlassen und die Satzung zum Schutz des Baumbestandes der Stadt 
Klütz vom 29.01.2002 aufzuheben.  

 
Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung der Stadt Klütz beschließt, die vorliegende Satzung des Baumbestandes 
der Stadt Klütz (Baumschutzsatzung). 

 
Finanzielle Auswirkungen:
keine

 
Anlagen:
Entwurf Baumschutzsatzung 

 

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung
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Stadt Klütz

Beschlussvorlage

Federführend:
FB II Bau- und Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

SV Klütz/13/7450
öffentlich
15.05.2013
Richter, Ilona

Beschluss zur Inspruchnahme des Flurstücks 1/5 der Flur 3 
Gemarkung Klütz für Ausgleichmaßnahmen
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klütz
Stadtvertretung Klütz

Sachverhalt:
Das Straßenbauamt Schwerin hat im Zuge des Radwegeausbaus von Klütz/ Eulenkrug, 
nach Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises, 
Ausgleichmaßnahmen zu realisieren. Es sollen zusätzlich 1.200 m² Hecken gepflanzt 
werden. 
Durch das Straßenbauamt  Schwerin wurde der Antrag gestellt, die geforderte 
Ausgleichpflanzung auf dem Grundstück der Stadt Klütz, Gemarkung Klütz, Flur 3 Flurstück 
1/5 durchzuführen.
Das Grundstück ist keiner Nutzung zugeordnet. 
Durch das Straßenbauamt Schwerin wird mit der Stadt Klütz ein Dienstbarkeitsvertrag, der 
eine Entschädigung für die durch die Stadt Klütz nicht mehr wie im bisherigen Maße 
nutzbare Fläche abgeschlossen.  

 
Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung der Stadt Klütz beschließt, dem Straßenbauamt Schwerin das Flurstück 
1/5, Flur 3 der Gemarkung Klütz, zum Zwecke der Durchsetzung einer Ausgleichmaßnahme 
zur Verfügung zu stellen.

 
Finanzielle Auswirkungen:
Die Entschädigungshöhe wird nach Realisierung der Heckenpflanzung, auf Grundlage eines 
Gutachtens festgelegt. Es wird zwischen dem SBA Schwerin und der Stadt Klütz ein 
Dienstbarkeitsvertrag abgeschlossen.   

 
Anlagen:
Antrag SBA Schwerin

 

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung
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Stadt Klütz

Beschlussvorlage

Federführend:
FB II Bau- und Ordnungswesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

SV Klütz/13/7463
öffentlich
27.05.2013
Domres, Maren

Umweltverträglichkeitsuntersuchung (UVU) Windpark Gägelow
StALU WM -51b-5712.0.106 vom 24.04.2013
Informationsunterlage zu voraussichtlichem Untersuchungsrahmen
Erweiterung des Windparks südöstlich von Stoffersdorf
Stellungnahme als Nachbargemeinde im Untersuchungsgebiet 
Landschaft sowie Mensch und Tiere
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Bauausschuss der Stadt Klütz

Sachverhalt:
Mit Schreiben vom 24.04.2013 vom Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt 
Westmecklenburg wird über die Umweltverträglichkeitsuntersuchung  zur Neugenehmigung 
gemäß § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz Windpark Gägelow um Anregungen oder 
Hinweise der Gemeinde Hohenkirchen bis zum 27.05.2012 (Fristverlängerung bis zum 
13.06.2013) gebeten. 

Das Anschreiben und die Scopingunterlage gemäß § 5 UVPG sind als Anlagen  beigefügt. 

Es ist die Erweiterung des vorhandenen Windparks mit derzeit 15 Windkraftanlagen 
um weitere 10 Anlagen durch die RNE ReinNordEnergie GmbH geplant. Der Windpark 
befindet sich in einem Gebiet, welcher als Windeignungsraum ausgewiesen ist. Die 
Anlagen werden auf Grundlage des Bundesimmissionsschutzgesetzes im 
vereinfachten Verfahren (§ 19 BImSchG) sowie auf Grundlage verbindlicher 
Bauleitplanungen oder Einzelbaugenehmigungen im Außenbereich errichtet. 

 
Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenkirchen beschließt weder Anregungen noch 
Bedenken zur Neugenehmigung gemäß § 4 Bundes-Immissionsschutzgesetz Windpark 
Gägelow gemäß der Scopingunterlagen vom 20.03.2013 zu äußern. 

 
Finanzielle Auswirkungen:
Keine.

 
Anlagen:
1. Anschreiben vom 24.04.2013
2. Scopingunterlagen vom 20.03.2013

 

Sachbearbeiter/in Fachbereichsleitung
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